Deutscher Bundestag 
4. Wahlperiode 


Drucksache IV/1066 


Schriftlicher Bericht 

des Wirtschaftsausschusses 
(16. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf 
eines Gesetzes zur Änderung und Ergänzung des Gesetzes 
über die Pfandbriefe und verwandten Schuldverschreibungen 
öffentlich-rechtlicher Kreditanstalten 

— Drucksache IV/ 7 49 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Elbrächter 


Im Unterschied zu dem Hypothekenbankgesetz 
und dem Schiffsbankgesetz, die den gesamten Wirt- 
schaftskreis für eine besondere Gruppe von Kredit- 
instituten regeln, befaßt sich der Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung und Ergänzung des Geset- 
zes über die Pfandbriefe und verwandten Schuld- 
verschreibungen öffentlich-rechtlicher Kreditanstal- 
ten nur mit einem einzelnen Geschäftszweig der 
öffentlich-rechtlichen Kreditanstalten, nämlich der 
Ausgabe von Pfandbriefen und verwandten Schuld- 
verschreibungen. 

Der von. der Bundesregierung vorgelegte Entwurf 
dient einerseits der Anpassung der aus dem Jahre 
1927 stammenden Vorschriften dieses Gesetzes an 
die in der Zwischenzeit eingetretenen Änderungen 
auf dem Gebiete des Staats- und Verfassungsrechts, 
andererseits trägt er den geänderten wirtschaftlichen 
Verhältnissen Rechnung. 


Besonders hervorzuheben ist folgendes: 

a) Artikel I Nr. 1 und 8 (§§ 1 und 7 des Pfandbrief- 
gesetzes) bringen eine Neuregelung für den An- 
wendungsbereich des Gesetzes. Nach der bishe- 
rigen Regelung waren die Vorschriften des 
Pfandbriefgesetzes auf alle von einer öffentlich- 
rechtlichen Kreditanstalt ausgegebenen Schuld- 
verschreibungen anzuwenden. In der Praxis 
wurde aber das Gesetz dahin ausgelegt, daß es 
lediglich auf diejenigen Schuldverschreibungen 
anzuwenden sei, für die Deckungsmassen gebil- 
det waren. Da für die in § 7 des Pfandbrief- 


gesetzes genannten Schuldverschreibungen keine 
bestimmte Bezeichnung vorgeschrieben war, 
mußte sich das am Kauf der Schuldverschreibun- 
gen interessierte Publikum erst darüber infor- 
mieren, ob die Schuldverschreibungen nach dem 
Pfandbriefgesetz gedeckt waren. Im Interesse 
des Publikums soll das Gesetz in Zukunft auf 
die von einer Kreditanstalt ausgegebenen Schuld- 
verschreibungen nur dann angewandt werden, 
wenn diese unter der Bezeichnung „Pfandbrief", 
„Kommunalschuldverschreibung" oder „Kommu- 
nalobligation" oder ausnahmsweise auch einmal 
unter einer anderen Bezeichnung ausgegeben 
werden, sofern in einem besonderen Zusatz auf 
das Pfandbriefgesetz hingewiesen wird. 

b) Nach einer 1956 getroffenen und bis 31. Dezem- 
ber 1962 verlängerten Regelung konnten die 
öffentlich-rechtlichen Kreditanstalten neben der 
sog. sekundären Ersatzdeckung (nach Wegfall 
der ordentlichen Deckung entstandene Deckungs- 
werte) in begrenztem Umfang auch die sog. pri- 
märe Ersatzdeckung (durch Absatz der Pfand- 
briefe vor Eintragung der Hypotheken in das 
Hypothekenregister gewonnene Dedcungswerte) 
verwenden. Durch Artikel I Nr. 2 (§ 2 des Pfand- 
Briefgesetzes) wird den Kreditanstalten unbe- 
fristet in bestimmtem Umfang die Verwendung 
von Ersatzdeckung gestattet. Nach Artikel I 
Nr. 2 Buchstabe c (§ 2 Abs. 4 des Pfandbrief- 
gesetzes) kann das Bundesaufsichtsamt für das 
Kreditwesen in besonderen Ausnahmefällen 
(Erfüllung im öffentlichen Interesse liegender 
Aufgaben) eine Überschreitung der Ersatzdek- 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 



Drucksache IV/ 1066 


Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


kungsgrenze in begrenztem Rahmen zulassen. 
Der Ausschuß hat sich von der Notwendigkeit 
dieser Regelung überzeugt. 

c) Im Interesse der Inhaber der Schuldverschrei- 
bungen soll in Zukunft den Kreditanstalten eine 
Verfügung über Deckungswerte, die in das Hypo- 
theken- oder Deckungsregister eingetragen sind, 
generell untersagt werden. Der Ausschuß hat 
festgestellt, daß Verstöße einer Kreditanstalt 
gegen diese Bestimmung ein pflichtwidriges 
Verhalten darstellen, das Maßnahmen des Bun- 
desaufsichtsamtes für das Kreditwesen nach § 35 
Abs. 2 Nr. 3 i. V. mit § 33 Abs. 1 Nr. 2 oder nach 
§ 36 Abs. 1 des Kreditwesengesetzes auslöst. 

d) Für die in den §§ 25 und 26 HBG enthaltenen 
Bilanzierungsvorschriften, die von den aktien- 
rechtlichen Vorschriften im Hinblick auf die 
Eigenart des Hypothekenbankgeschäfts abwei- 
chen, ist im Rahmen des Pfandbriefgesetzes kein 
Raum. Nach Auffassung des Ausschusses ist zu 
erwarten, daß zur Vermeidung eines uner- 
wünschten Wettbewerbsunterschiedes zwischen 
den öffentlich-rechtlichen Kreditanstalten und 


den privaten Hypothekenbanken in die von den 
Anstaltsaufsichtsbehörden aufzustellenden Bi- 
lanzformblätter entsprechende Bilanzierungs- 
posten aufgenommen werden. 

e) Da das Gesetz erst im Jahre 1963 verkündet 
wird, die in § 2 eingebaute Übergangsvorschrift 
aber bereits am 31. Dezember 1962 ausgelaufen 
ist, hat der Ausschuß die Vorschrift über das 
Inkrafttreten (Artikel VII) dahin geändert, daß 
das Gesetz mit Wirkung vom 1. Januar 1963 in 
Kraft tritt. 

Die Haushalte des Bundes, der Länder und der 
Gemeinden werden durch die Vorlage nicht mit 
zusätzlichen Kosten belastet. 

Der Bundesrat hat den Regierungsentwurf im 
ersten Durchgang gebilligt. 

Der Bundestag hat den Entwurf im ersten Durch- 
gang am 7. Dezember 1962 dem Wirtschaftsausschuß 
überwiesen. In der Sitzung am 7. März 1963 hat der 
Wirtschaftsausschuß — von zwei redaktionellen 
Änderungen abgesehen — dem Regierungsentwurf 
voll zugestimmt. 


Bonn, den 20. März 1963 


Dr. Elbrächter 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache IV/749 — mit fol- 
genden Änderungen, im übrigen unverändert nach 
der Vorlage anzunehmen: 

1. In Artikel I Nr. 2 

a) erhält § 2 Abs. 1 Nr. 1 die folgende Fassung: 

„1. Ausgleichsforderungen nach §§ 1 und 2 
Abs. 1 der 30. Durchführungsverordnung 
zum Umstellungsgesetz und nach § 48 
Abs. 1 des Umstellungsergänzungsgeset- 
zes sowie Deckungsansprüche nach § 54 
des Umstellungsergänzungsgesetzes, " ; 


b) wird in § 2 Abs. 3 Nr. 2 das Wort „Gutachten" 
durch das Wort „Guthaben" ersetzt. 

2. In Artikel VI werden die Worte „die auf Grund 
dieses Gesetzes" ersetzt durch die Worte „die 
auf Grund des Gesetzes zur Änderung und Er- 
gänzung des Gesetzes über die Pfandbriefe und 
verwandten Schuldverschreibungen öffentlich- 
rechtlicher Kreditanstalten oder dieses Gesetzes". 

3. Artikel VII erhält die folgende Fassung: 

„Artikel VII 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Januar 
1963 in Kraft." 


Bonn, den 7. März 1963 


Der Wirtschaftsausschuß 

Dr. Aschoff Dr. Elbrächter 

Vorsitzender Berichterstatter 
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